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 Haushaltsantrag vom 18.10.2019 Nr.  

 
 Eingang bei L/OB:  
 Datum:  Uhrzeit:  
 Eingang bei: 10-2.1  
 Datum:  Uhrzeit:  
 
Haushaltsantrag  

Stadträtinnen/ Stadträte - Fraktion 
  
Die FrAKTION LINKE SÖS PIRATEN Tierschutzpartei 

Betreff 

Stuttgart für Alle - Stuttgarter Stadtbürgerschaft einführen 

 

Wir beantragen: 

1. Die Planungen zur Einführung einer Stuttgarter Stadtbürgerschaft für alle Stuttgarter 
Einwohner*innen, unabhängig von ihrem Aufenthaltsstatus als sogenannte „Stuttgart 
City Card“ nach dem Modell des weltweiten Netzwerks von Solidarity Cities.  

2. Die bisherige FamilienCard wird mit der möglichen Einführung einer „Stuttgart City 
Card“ zur „Stuttgart City Card Plus“ und die BonusCard wird zur „Stuttgart City Card 
Bonus“. 

(Kosten 2020: 20.000 € / 2021: 20.000 €) 

Wir fragen an: 

1. Die Fachverwaltung stellt dar, welcher finanzielle Mehrbedarf entsteht durch eine 
Erweiterung der bisher Anspruchsberechtigten für eine FamilienCard um den 
Personenkreis der Inhaber eines Wohnberechtigungsscheins. 

 

Begründung: 

Oberbürgermeister Manfred Rommel hat den Spruch geprägt, dass alle Einwohner*innen der 
Stadt Stuttgart - unabhängig von Ihrer Herkunft oder ihrem sozialen Status - auch 
Stuttgarter*innen sind. „Wir sind alle Stuttgarter*innen“ ist bisher leider nur ein schöner 
Spruch geblieben, den es gilt, in die Tat umzusetzen. Fast ein Drittel der Stuttgarter*innen 
darf sich beispielsweise nicht an demokratischen Wahlen beteiligen oder lebt hier mit einem 
unsicheren Aufenthaltsstatus und der Angst abgeschoben zu werden. 

Im Netzwerk der Solidarity Cities heißt es: „In einer Stadt der Solidarität sollen alle Menschen 
das Recht haben, zu leben, zu wohnen und zu arbeiten. Allen Menschen soll der Zugang zu 
Bildung und medizinischer Versorgung gewährt werden. Alle Menschen sollen teilhaben und 
das Stadtleben mitgestalten können – unabhängig von Aufenthaltsstatus, finanziellen 
Möglichkeiten, Hautfarbe, Geschlecht, Sexualität, Religion. Eine Stadt, aus der kein Mensch 
abgeschoben wird, in der sich alle frei und ohne Angst bewegen können, in der kein Mensch 
nach einer Aufenthaltserlaubnis gefragt wird, in der kein Mensch illegal ist. Das sind die 
grundlegenden Vorstellungen von einer Solidarity City. (…) In vielen Städten in Deutschland, 
Europa und der ganzen Welt ist der Prozess, eine Solidarity City zu werden auf den Weg 
gebracht. Ziel ist es ein ein faktisches Bleiberecht in der Stadt entstehen zu lassen. Das ist 
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auch Basis der Forderung nach einer Solidarity City und Voraussetzung dafür, solidarische 
Orte und Strukturen einer „Stadt für Alle“ zu entwickeln – für ein Miteinander, bei dem 
Menschen unabhängig von Status und finanziellen Kapazitäten wohnen, arbeiten und leben 
können.“ 

Die Möglichkeit zur Einführung einer Stuttgarter Stadtbürgerschaft in Form einer „Stuttgart 
City Card“ soll in den nächsten beiden Jahren geprüft, geplant und mit der Stuttgarter 
Zivilgesellschaft entwickelt werden. Dabei sollen die bisher bestehenden sozialen 
Unterstützungssysteme wie die FamilienCard (Stuttgart City Card Plus) und die BonusCard 
(Stuttgart City Card Bonus) integriert und ausgebaut werden. Ziel ist es eine 
diskriminierungsfreie Karte zu entwickeln, die allen Stuttgarter*innen in Form der Stuttgarter 
Stadtbürgerschaft, zu Gute kommt. 

Die „Stuttgart City Card“ wird allen Stuttgarter*innen auf Antrag ausgestellt. Damit soll die 
Möglichkeit verbunden sein, sich in der Stadt ausweisen zu können. Die Stuttgart City Card 
soll die Möglichkeit geben, auch denjenigen ohne Anrecht auf FamilienCard oder BonusCard 
beispielsweise Rabatte beim Eintritt in städtische Einrichtungen wie Museen zu gewähren. 

Die bisherige FamilienCard wird zur „Stuttgart City Card Plus“ und wird erweitert um den 
Personenkreis mit Anspruch auf einen Wohnberechtigungsschein. Neben Familien besteht 
damit die Möglichkeit auch Alleinstehende, Studierende und andere Personen aus 
Schwellenhaushalten finanziell zu fördern, die ebenfalls von ständig steigenden Mieten 
betroffen sind. 

Die bisherige BonusCard wird zur „Stuttgart City Card Bonus“ und wie bisher erteilt. Die 
Zusätze „Plus“ und „Bonus“ können auf der Karte klein abgedruckt werden oder wenn 
möglich ganz entfallen, um eine diskriminierungsfreie Karte in Stuttgart einzuführen, die 
keinen Unterschied macht zwischen den verschiedenen Gruppen. 
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 Haushaltsantrag vom 18.10.2019 Nr.  

 
 Eingang bei L/OB:  
 Datum:  Uhrzeit:  
 Eingang bei: 10-2.1  
 Datum:  Uhrzeit:  
 
Haushaltsantrag  

Stadträtinnen/ Stadträte - Fraktion 
 
Die FrAKTION LINKE SÖS PIRATEN Tierschutzpartei 

Betreff 

Wohnungsnotfallhilfe stärken und weitere wichtige Stellen im Sozialamt 
schaffen 

 

Wir beantragen: 

1. Für das Amt 50 werden zusätzlich zu dem Verwaltungsvorschlag in der Querliste 
folgende dringend benötigte Stellen geschaffen und schlagen darüber hinaus vor, die 
Stellenanteile aufzurunden: 

1.1. 4,4 Stellen für Sozialarbeiter/in S 12 für Bürgerservice Leben im Alter (lfd. 3215) 
(insgesamt 7,6 Stellen) 

1.2. 0,92 Stellen für Sozialarbeiter/in EG 10 zur Vermittlung in der 
Wohnungsnotfallhilfe und die Eingruppierung der (insgesamt 2,82) Stellen in EG 
10 (entgegen dem Verwaltungsvorschlag der 1,9 Stellen mit Eingruppierung in 
EG 9a) (lfd. 3230). 

1.3. 4 Stellen Sachbearbeitung A 11 (lfd. 3235) (insgesamt 6,3 Stellen) in der 
Betreuungsbehörde wegen nachgewiesener Fallzahlensteigerung 

1.4. 0,25 Stellenanteil Sachbearbeitung A 12 Vergütungsverhandlungen in der 
Wohnungsnotfallhilfe (Fachbereich Recht und Qualitätssicherung) (lfd. 32-85) 

1.5. 1,0 Stelle Sozialplaner/in für Geflüchtete EG 13 im Pakt für Integration (lfd. 3290) 

1.6. 0,5 Stelle Sachbearbeitung in EG 8 zur Assistenz und Verwaltungskraft für die 
Verwaltung und Abrechnung der anfallenden Tätigkeiten in der Sozialplanung für 
Geflüchtete. (lfd. 3295, s.a. GRDrs 341/2019) 

1.7. 1,42 Sachbearbeiter/in EG 10 für präventives Fallmanagement in der 
Wohnungsnotfallhilfe (lfd. 3300) 

1.8. 1,0 Stelle Fachberater/in A 10 in der Wohngeld-Beratung, da bereits mehrfache 
Überlastungsanzeigen im Wohngeldbereich vorliegen (lfd. 3310) 

1.9. 1,0 Stelle stellv. Sachgebietsleitung A12 (lfd. 3315), da die Leitungsspanne im 
Wohngeldbereich viel zu hoch liegt, mehrfach vorlieg. Überlastungsanzeigen! 

1.10. 0,5 Stelle Sachbearbeitung für den Datenschutz (lfd. 3320) 

1.11. 1,0 Stelle Sachgebietsleitung A 12 für Soziale Leistungen in Pflegeheimen (lfd. 
3325), da die Leitungsspanne viel zu hoch ist, Überlastungsanzeigen vorliegend. 
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1.12. 1,5 Stellen Sozialarbeiter/in S 12 für die dauerhafte Fortführung des äußerst 
erfolgreichen Projekts „Präventive Wohnraumsicherung für Familien“ nach 
Auslaufen der Förderung durch die Vector-Stiftung Ende 2019; (lfd. 3340; GRDrs 
254/2019 und 558/2019) 

1.13. 1,0 Stelle Sozialarbeiter/in S12 (lfd. 3345) für die Fachstelle Wohnungssicherung 
für aufsuchende Hilfen, weil sich gezeigt hat, dass die Personalkosten über 
vermiedene Sachkosten gedeckt werden können! 

 

Begründung: 

Zu 1.1: 

Bürgerservice Leben im Alter, erhebliche Arbeitsvermehrung in den Stadtteilbüros. Im OE-
Prozess wurde die Arbeitsvermehrung deutlich aufgezeigt, woraus sich insgesamt 7,6 
Stellen als Bedarf ergeben haben. Die 2 Stellen, die lt. Verwaltungsvorschlag darüber hinaus 
in Abzug gebracht werden, ignorieren eine Gemeinderatsabstimmung, wonach eine Stelle 
als Kompensation für die geschaffenen 3 Teamleitungsstellen und für die Fortführung des 
Ehrenamts (1 Stelle) beschlossen wurde (GRDrs 180/19). Somit ist es unlauter, wenn die 
Verwaltung zwei erforderliche Stellen mit der Arbeitsvermehrung verrechnen möchte. 

Zu 1.2: 

Es werden nicht mehr nur Stellen für eine reine Vermittlung und Verwaltung von 
Unterkünften von Alleinstehenden benötigt, sondern Fallmanagerstellen in EG 10, die 
qualifiziert Familien mit Kindern aus den Sozialhotels wieder herausbringen müssen, eine 
Einstufung in EG 9a wäre daher zu gering und Fallmanagement beinhaltet ein größeres 
Aufgabenspektrum und damit auch mehr Personal, somit sind insgesamt 2,82 Stellen in EG 
10 erforderlich. 

Zu 1.3: 

Es werden insgesamt 6,3 Stellen benötigt! Im Geschäftsbericht ist seit Jahren die 
Fallzahlensteigerung nachzulesen, durch die Notariatsreform steigern sich die Fälle weiter. 
Grundrechtsrelevante Entscheidungen der Betreuungsbehörde können nicht mit verkürzten 
Sozialberichten abgearbeitet werden. Alle Stuttgarter*innen haben einen Anspruch auf 
sensible Prüfung bei der Beschneidung ihrer Grundrechte und insbesondere bei 
freiheitsentziehenden Maßnahmen. Diese Tätigkeiten sind nicht delegierbar. 

Zu 1.4: 

Die Schaffung der 0,25-Stelle ist dringend notwendig, die Tätigkeit war bisher nicht mit 
Personalressourcen hinterlegt, fällt aber an. Eine Sachbearbeiter-Stelle für diesen 
Aufgabenbereich war (aufgrund des Stellenbemessungsverfahrens) blockiert, was nun im 
Zuge der Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes bereinigt werden muss.  

Zu 1.5 und 1.6: 

Die Sozialplanung für Flüchtlinge wie auch die dafür erforderlichen Verwaltungs- und 
Abrechnungsarbeiten enden nicht mit dem Rückzug des Landes aus der Finanzierung, 
weswegen weiterhin Personal dafür benötigt wird. 

Zu 1.7: 

Nur mit der Ausweitung der präventiven Fallarbeit können Menschen mit Räumungsklage 
erreicht werden, die das System der Wohnungssicherung bisher nicht genutzt haben. Es ist 
kostet sehr viel mehr Aufwand, Menschen aus Unterkünften der Wohnungsnotfallhilfe heraus 
in Wohnungen zu vermitteln. 

Zu 1.10: 



SOZIALES & INKLUSION             

Seite 6 von 35 

Gerade im Sozialamt ist die Einhaltung des Datenschutzes zwingend, doch es wurde bislang 
kein Personal dafür explizit vorgesehen. Datenschutz ist on-top von Mitarbeiter*innen nicht 
mehr weiter zu bewältigen. 

Zu 1.12: 

Die Wohnungsnotfälle, die bislang - über eine Finanzierung durch die Vector-Stiftung -
nachgehende Hilfen bei Mietschulden u.a. erhielten, entwickelten sich fast alle positiv, 
weswegen das Konzept unbedingt beibehalten werden sollte. 

Zu 1.13: 

Mit zusätzlichen Personalressourcen können Bürger*innen vor Wohnungsverlust geschützt 
werden. 
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 Haushaltsantrag vom 18.10.2019 Nr.  

 
 Eingang bei L/OB:  
 Datum:  Uhrzeit:  
 Eingang bei: 10-2.1  
 Datum:  Uhrzeit:  
 
Haushaltsantrag  

Stadträtinnen/ Stadträte - Fraktion 
 
Die FrAKTION LINKE SÖS PIRATEN Tierschutzpartei 

Betreff 

Welthaus barrierefrei machen 

 

Wir beantragen: 

1. Im Haushalt wird ein einmaliger Investitionszuschuss für den Welthaus Stuttgart e.V. 
in Höhe von 20.000 € für Anschaffung und Installation eines Treppenliftes eingestellt, 
um den Aufgang zum Globalen Klassenzimmer ohne Eingriff in die 
denkmalgeschützte Fassade barrierefrei zu gestalten. 

Begründung: 

Das „Globale Klassenzimmer“ im Welthaus als außerschulischer Lernort für Nachhaltigkeit 
und globale Gerechtigkeit hat sich in den 5 Jahren seiner Existenz zu einem 
außerordentlichen Erfolgsmodell entwickelt. Mit über 160 Bildungsveranstaltungen im Jahr 
ist es an allen Schultagen ausgelastet und wird sogar über in die Region Stuttgart hinaus 
nachgefragt. Immer häufiger melden auch Inklusionsklassen Bedarf an. 

Leider muss das Welthaus ausgerechnet diese Schulklassen abweisen, da das Globale 
Klassenzimmer nicht barrierefrei erreichbar ist. Als städtisch geförderte Einrichtung kann das 
Welthaus damit bedauerlicherweise dem „Leitbild der Landeshauptstadt Stuttgart zur 
Umsetzung der Ziele der UN-Behindertenrechtskonvention“ nicht entsprechen. 

Nach diesem Leitbild setzt sich der Gemeinderat seit 2015 dafür ein, „dass Vorgänge, 
Strukturen, Angebote, Dienste und Einrichtungen derart gestaltet sind, dass sie für alle 
Menschen - also auch besonders für Menschen mit Behinderung - zugänglich sind.“  

Mit relativ geringem einmaligem finanziellem Aufwand ist es in diesem Fall möglich, das 
„Leitbild der Landeshauptstadt Stuttgart zur Umsetzung der Ziele der UN-
Behindertenrechtskonvention“ in konkrete Handlungsschritte umzusetzen. 
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 Haushaltsantrag vom 18.10.2019 Nr.  

 
 Eingang bei L/OB:  
 Datum:  Uhrzeit:  
 Eingang bei: 10-2.1  
 Datum:  Uhrzeit:  
 
Haushaltsantrag  

Stadträtinnen/ Stadträte - Fraktion 
 
Die FrAKTION LINKE SÖS PIRATEN Tierschutzpartei 

Betreff 

Schwerbehindertenquote in der Berufsausbildung einführen 

 

Wir beantragen:  

1. Die Stadt führt freiwillig eine 5-Prozent-Ausbildungs-Quote für 
schwerbehinderte/gleichgestellte Menschen ein. Die hierfür ggf. notwendigen Mittel 
und zusätzlichen Stellenanteile sind darzustellen. 

 

Begründung: Der Zugang zu Ausbildung und Arbeit für Menschen mit einer 
Schwerbehinderung ist weiterhin erheblich erschwert. Private und öffentlich-rechtliche 
Arbeitgeber, die über mindestens 20 Arbeitsplätze verfügen, haben auf wenigstens 5 Prozent 
der Arbeitsplätze schwerbehinderte Menschen zu beschäftigen (§ 154 Absatz 1 SGB IX). 
Diese Pflicht gilt jedoch nicht für die Ausbildung innerhalb der Stadtverwaltung und ihrer 
Eigenbetriebe. Wir wollen mit der Ausbildungsquote bei der Stadt und ihren Eigenbetrieben 
eine Brücke in den ersten Arbeitsmarkt errichten. 
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 Haushaltsantrag vom 18.10.2019 Nr.  

 
 Eingang bei L/OB:  
 Datum:  Uhrzeit:  
 Eingang bei: 10-2.1  
 Datum:  Uhrzeit:  
 
Haushaltsantrag  

Stadträtinnen/ Stadträte - Fraktion 
 
Die FrAKTION LINKE SÖS PIRATEN Tierschutzpartei 

Betreff 

Budget für Fokus-Aktionsplan Inklusion 

 

Wir beantragen: 

 

1. Dem Beirat für Menschen für Behinderungen wird ein jährliches Budget i.H.v. 
200.000 Euro bereitgestellt, um unterjährig Maßnahmen und Projekte zur Umsetzung 
des Fokus-Aktionsplans Inklusion beauftragen zu können. 
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 Haushaltsantrag vom 18.10.2019 Nr.  

 
 Eingang bei L/OB:  
 Datum:  Uhrzeit:  
 Eingang bei: 10-2.1  
 Datum:  Uhrzeit:  
 
Haushaltsantrag  

Stadträtinnen/ Stadträte - Fraktion 
  
Die FrAKTION LINKE SÖS PIRATEN Tierschutzpartei 

Betreff 

Demenzfreundliches „Bad Cannstatt“ 

 

Wir beantragen: 

1. Die Schaffung einer Fachkraftstelle für die Sozialraumorientierung - 
„Demenzfreundliches Bad Cannstatt“ im DHH 2020/2021 ff. (GRDrs 434/2019) 

(Kosten 2020: 25.000 € / 2021: 26.000 € / ff.) 

 

Begründung: 

In Stuttgart leben in etwa 10.500 demenzkranke Menschen. Um der Personengruppe der 
Demenzkranken ein menschenwürdiges Leben zu ermöglichen, ist es wichtig, ihnen in ihrem 
Stadtteil die Teilnahme an Hilfsangeboten zu ermöglichen. Das Netzwerk 
„Demenzfreundliches Bad Cannstatt“ ist ein seit über 4 Jahren existierender 
Zusammenschluss verschiedener Träger von sozialen Einrichtungen in Bad Cannstatt. Ziel 
des Netzwerks ist, Menschen mit Demenz und ihre Angehörigen im Alltag zu unterstützen. 
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 Haushaltsantrag vom 18.10.2019 Nr.  

 
 Eingang bei L/OB:  
 Datum:  Uhrzeit:  
 Eingang bei: 10-2.1  
 Datum:  Uhrzeit:  
 
Haushaltsantrag  

Stadträtinnen/ Stadträte - Fraktion 
  
Die FrAKTION LINKE SÖS PIRATEN Tierschutzpartei 

Betreff 

Fortführung des Präventionsprojekts zu sexualisierter Gewalt „Antihelden“ 

 

Wir beantragen: 

1. Die Implementierung und Fortführung des Präventionsprojekts zu sexualisierter 
Gewalt „Antihelden“ im DHH 2020/2021 ff. (GRDs 570/2019) 

(Kosten 2020: 100.000 € / 2021: 100.000 € / ff.) 

 

Begründung: 

In Stuttgart sind ca. 450 und in der Region ca. 700 männliche Sexarbeitende regelmäßig 
tätig. Über diese Personengruppe ist bisher wenig bekannt. Bisher gibt es kein 
ausreichendes Regelangebot für jungen*sensible Präventionsarbeit zu sexualisierter Gewalt 
und sexueller Bildung. Mit dem Projekt Antihelden* wurde diese Lücke geschlossen. Die 
bisherige externe Förderung läuft aus. Die Stadt Stuttgart sollte den Wegfall dieser Mittel 
kompensieren und diese wichtige Präventionsarbeit weiter führen. 
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 Haushaltsantrag vom 18.10.2019 Nr.  

 
 Eingang bei L/OB:  
 Datum:  Uhrzeit:  
 Eingang bei: 10-2.1  
 Datum:  Uhrzeit:  
 
Haushaltsantrag  

Stadträtinnen/ Stadträte - Fraktion 
  
Die FrAKTION LINKE SÖS PIRATEN Tierschutzpartei 

Betreff 

Quartiersmonitoring zur sozialen Stadtentwicklung 

 

Wir beantragen: 

1. Die in GRDrs 317/2019 dargestellten Maßnahmen zum Aufbau eines Systems zum 
Quartiersmonitoring werden vollständig im Haushalt und Stellenplan eingestellt. Dies 
entspricht jährlichen Sachkosten i.H.v. 12.000 Euro und einer unbefristeten 0,5 Stelle 
in EG13 ab dem Jahr 2020. 

 

Begründung:  

Für den sozialen Zusammenhalt in Quartieren ist eine ganzheitliche Stadtentwicklung 
unabdingbar. Leider wurde – trotz der Empfehlung des Deutschen Instituts für Urbanistik Difu 
und der Empfehlung der Sozialverwaltung bisher kein sozialer Stadtentwicklungsplan erstellt. 
Das Sozialmonitoring war eine Kompromisslösung aus den letzten Haushaltsberatungen und 
muss unbedingt fortgeführt werden.  

Die Beobachtung der Lebenslagen in den Stadträumen ist wesentlich, um wirksame und 
zielgerichtete Maßnahmen zur Verbesserung der Lebenssituation der Wohnbevölkerung zu 
ergreifen und soziale Verdrängungseffekte festzustellen. Treten letztere auf, gilt es, 
stabilisierende Maßnahmen zum Erhalt der Sozialstruktur zu ergreifen. Das von einer 
ämterübergreifenden Arbeitsgruppe ausgearbeitete Konzept für ein Quartiersmonitoring ist 
ein unabdingbares Instrument. Es integriert auch den von uns vorgebrachten Vorschlag, eine 
soziale Umweltkartierung zu entwickeln, die Sozialdaten und Umweltbelastungsfaktoren 
zusammenführt, um Gebiete mit hohem Handlungsdruck zu identifizieren. Denn arme 
Menschen sind deutlich überproportional von schlechten Lebensbedingungen betroffen, wie 
starkem Umgebungslärm, Luftschadstoffen, unzureichenden Grün- und Erholungsflächen im 
Wohnumfeld oder Hitzebelastung. 
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 Haushaltsantrag vom 18.10.2019 Nr.  

 
 Eingang bei L/OB:  
 Datum:  Uhrzeit:  
 Eingang bei: 10-2.1  
 Datum:  Uhrzeit:  
 
Haushaltsantrag  

Stadträtinnen/ Stadträte - Fraktion 
  
Die FrAKTION LINKE SÖS PIRATEN Tierschutzpartei 

Betreff 

Fahrgutscheinwert für schwerstbehinderte Menschen für Taxifahrten und 
Mietwagen erhöhen 

 

Wir beantragen: 

1. Den Fahrgutscheinwert für schwerstbehinderte Menschen für Taxifahrten und 
Mietwagen auf 25,50 € pro Fahrt zu erhöhen und im DHH 2020/2021 ff. zu 
finanzieren. (GRDs 523/2019) 

(Kosten 2020: 100.000 € / 2021: 100.000 €) 

 

Begründung: 

Die Landeshauptstadt Stuttgart gewährt schwerstbehinderten Einwohner*innen 
Fahrgutscheine für Fahrten mit Taxen bzw. barrierefreien Spezialfahrzeugen jährlich 96 
Fahrgutscheine pro Berechtigtem bzw. Berechtigter im Rahmen einer freiwilligen sozialen 
Leistung. Mit den Fahrgutscheinen soll die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben ermöglicht 
und verbessert werden. Der bisherige Höchstwert für eine Taxifahrt war auf 12,78 € 
festgesetzt was sich in der Realität als zu gering erwiesen hat. Oftmals müssen für eine 
Taxifahrt zwei Gutscheine verwendet werden. Der Höchstsatz ist somit anzupassen auf 
25,50 €.  

Da mit der Erhöhung auf 25,50 € das zukünftige Nutzungsverhalten nicht vorhersehbar ist, 
soll im Budget-Ansatz des Sozialamts eine haushaltsmäßige Absicherung in Höhe von 
100.000 Euro pro Jahr angesetzt werden. 
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 Haushaltsantrag vom 18.10.2019 Nr.  

 
 Eingang bei L/OB:  
 Datum:  Uhrzeit:  
 Eingang bei: 10-2.1  
 Datum:  Uhrzeit:  
 
Haushaltsantrag  

Stadträtinnen/ Stadträte - Fraktion 
  
Die FrAKTION LINKE SÖS PIRATEN Tierschutzpartei 

Betreff 

Verbesserung der Geburtshilfe in Stuttgart 

 

Wir beantragen: 

1. Die Schaffung einer Beratungsstelle zur Förderung einer externen 
Hebammenausbildung zur Verbesserung der Geburtshilfe in Stuttgart im DHH 
2020/2021 ff. zu finanzieren. (GRDs 359/2019) 

(Kosten 2020: 50.000 € / 2021: 50.000 €) 

 

Begründung: 

In der klinischen Geburtshilfe ist eine alarmierende Situation eingetreten. Regional gibt es 
sehr viele Versorgungsengpässe in der Geburtshilfe. Das kommunale Netzwerk Frühe Hilfen 
hat für Stuttgart konkrete Handlungsempfehlungen erarbeitet zur Verbesserung der 
stationären und ambulanten Versorgungssituation sowie zum Aufbau einer Beratungsstelle 
mit zusätzlicher Koordinierungshilfe. Zusätzlich sollen die Arbeitsbedingungen verbessert 
und damit die Zahl aktiver Hebammen gesteigert werden. Für diese wichtige Aufgabe sind 
finanzielle Mittel notwendig. 
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 Haushaltsantrag vom 18.10.2019 Nr.  

 
 Eingang bei L/OB:  
 Datum:  Uhrzeit:  
 Eingang bei: 10-2.1  
 Datum:  Uhrzeit:  
 
Haushaltsantrag  

Stadträtinnen/ Stadträte - Fraktion 
 
Die FrAKTION LINKE SÖS PIRATEN Tierschutzpartei 

Betreff 

Waschen in Würde - Hygienebus für Obdachlose 

 

Wir beantragen: 

1. Die Ausstattung und Inbetriebnahme eines Buses mit Badezimmern (Toiletten, 
Waschbecken, Duschen) für eine niedrigschwellige Hygieneversorgung der 
Menschen, die auf der Straße leben. Für die Umsetzung wird eine Kooperation mit 
den sozialen Trägern- und Verbänden angestrebt. 

2. Für den erforderlichen Ankauf eines entweder ausrangierten, oder sich im Betrieb 
befindlichen Linienbusses, dessen Umbau und anschließenden Betrieb sind im DHH 
2020/21 insgesamt 360 000 Euro bereitzustellen. 

 

Begründung: 

Nach Schätzungen der „Liga der Wohlfahrtspflege Stuttgart“ vom Frühjahr 2019 gibt es in 
Stuttgart schätzungsweise zwischen 100 und 150 obdachlose Menschen. Darunter sind 
Menschen zu verstehen, die „auf der Straße“ leben. Obdachlose haben keine Duschen, aber 
sie haben – wie andere Menschen auch – ein Hygienebedürfnis. Dafür gibt es in Stuttgart 
bereits zentrale Anlaufstellen mit kostenlosen Waschmöglichkeiten und Kleiderstuben. Diese 
können mit dem „Badezimmer auf Rädern“ nun sinnvoll ergänzt werden. Der Hygienebus soll 
obdachlosen Menschen die eigene Körperreinigung erleichtern. 

In San Francisco rollt seit mehreren Jahren ein Duschbus für Obdachlose durch die Stadt. In 
Hamburg startet voraussichtlich im Jahr 2020 ein vergleichbares Projekt, bei dem ein 
Hygienebus an drei Tagen die Woche für fünf Stunden stadtweit im Einsatz ist. Der Bus fährt 
dorthin, wo Duschen gebraucht werden und dessen Nutzung ist kostenlos. Mit einem 
Hygienebus kann die Stadt dabei helfen, obdachlosen Menschen ihre Würde und ihr 
Selbstwertgefühl zurückzugeben. 
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 Haushaltsantrag vom 18.10.2019 Nr.  

 
 Eingang bei L/OB:  
 Datum:  Uhrzeit:  
 Eingang bei: 10-2.1  
 Datum:  Uhrzeit:  
 
Haushaltsantrag  

Stadträtinnen/ Stadträte - Fraktion 
 
Die FrAKTION LINKE SÖS PIRATEN Tierschutzpartei 

Betreff 

Sicherung und Ausbau der Zentralen Schuldnerberatung 

 

Wir beantragen: 

1. 1,35 Fachkraftstellen für den Ausbau der Präventionsarbeit 

2. 0,5 Sekretariatsstelle 

3. 0,5 Leitungsstelle zur Anpassung des Anteils für Leitungsaufgaben 

4. Begrenzung des Eigenanteils auf 10% der Gesamtkosten 

(s. GRDrs 362/2019; Kosten für das Jahr 2020 234.000 € und für 2021 239.000 €) 

 

Begründung: 

Zu 1 und 2) 

Träger der Zentralen Schuldnerberatung ZSB sind der Caritasverband für Stuttgart e. V., 
Evangelische Gesellschaft Stuttgart e. V. und PräventSozial gGmbH. 

Das Präventionsprogramm muss dringend ausgebaut werden, um die Verschuldung – 
insbesondere von jungen Menschen und Älteren beim Renteneintritt – zu verhindern.  

Mit den bislang zur Verfügung stehenden Personalkapazitäten von 0,15 Stellen und unter 
Einsatz von Spendenmitteln wurden in der Vergangenheit Projekte für Jugendliche und junge 
Erwachsene durchgeführt. Für ältere Menschen, insbesondere beim Rentenantritt, hat die 
ZSB im Rahmen des Landeswettbewerbs „Ideenwettbewerb für Strategien gegen Armut“ die 
Konzeption „Schuldnerberatung für ältere Mitmenschen“ entwickelt. Auf dieser Grundlage 
möchte die ZSB künftig ein spezialisiertes Präventionsangebot für ältere Menschen 
bereitstellen, eng vernetzt mit ambulanten Angebotenin der Altenhilfe, u. a. 
Begegnungsstätten für Ältere, Stadt-Senioren-Rat und Treffpunkt 50plus, zusätzlich 
verbunden mit einer „Gehstruktur“. Um entsprechende bedarfsgerechte 
Präventionsangebote erbringen zu können, benötigt die ZSB neben den bereits vorhandenen 
0,15 Stellen weitere 1,35 Fachkraft-Stellen sowie für Sekretariatsaufgaben eine weitere 
0,5-Stelle. Da in den Geschäftsräumen der ZSB, Wilhelmsplatz 11, 70182 Stuttgart, keine 
freien Raumkapazitäten mehr verfügbar sind, müssen zusätzliche Flächen angemietet 
werden. Zur Finanzierung dieses Vorhabens fallen Aufwendungen in Höhe von 128.515EUR 
an. Davon werden 18.515EUR aus Eigenmitteln und dem bereits vorhandenen Zuschuss 
finanziert. 
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Zu 3) 

Im Hinblick auf die umfangreichen Leitungsaufgaben ist die bisherige Stellenkapazität mit 
einem Anteil von 0,3 Stellen (+ 0,2 Stellen Stellvertretung)unter Berücksichtigung der sehr 
hohen Leitungsspanne von 1:37völlig unzureichend. Um sicherzustellen, dass die ZSB 
auch in Zukunft die Qualität des Beratungsstandards gewährleisten kann, ist die Förderung 
von mehr Leitungskapazität dringend erforderlich. 

Zu 4) 

Mit Beschluss der GRDrs 515/2010 „Förderung der sozialen Schuldner-/Insolvenzberatung 
der Zentralen Schuldnerberatungsstelle Stuttgart (ZSB)“ wurde der von den Trägern zu 
tragende Eigenanteil auf mindestens 10% festgelegt. Wegen steigender Aufwendungen bei 
gleichzeitiger Begrenzung der städtischen Zuwendung auf eine Zuwendungspauschale 
haben die Träger der ZSB in den vergangenen Jahren zunehmend höhere Eigenmittelanteile 
zur Gesamtfinanzierung eingebracht.  

Für das Jahr 2019 kalkuliert die ZSB mit Eigenmitteln in Höhe von 261.183EUR, was einen 
Anteil am Gesamtaufwand von 15,36% bedeutet. Um den Eigenanteil der ZSB auf 10 % 
begrenzen zu können, benötigt die Sozialverwaltung zusätzliche Fördermittel in Höhe von 
jährlich 91.000 EUR. Aus sozialplanerischer Sicht sind die von der ZSB beantragten 
Personal-und Sachkostenausweitungen nachvollziehbar und geeignet, Personen vor Ver- 
und Überschuldung nachhaltig zu schützen. Für die ZSB gibt es keine 
Refinanzierungsmöglichkeit des für die Schuldner kostenlosen Beratungsangebots. Daher 
sollte der Anteil der Eigenmittel der ZSB auf 10% des Gesamtaufwands begrenzt wird 
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 Haushaltsantrag vom 18.10.2019 Nr.  

 
 Eingang bei L/OB:  
 Datum:  Uhrzeit:  
 Eingang bei: 10-2.1  
 Datum:  Uhrzeit:  
 
Haushaltsantrag  

Stadträtinnen/ Stadträte - Fraktion 
  
Die FrAKTION LINKE SÖS PIRATEN Tierschutzpartei 

Betreff 

Maßnahmen zur Barrierefreiheit städtischer Einrichtungen und des ÖPNV 

 

Wir beantragen: 

1. Für die Nachrüstung von Hörschleifen in 8 Bürgerhäusern werden einmalig 120.000 Euro 
in den Haushalt eingestellt. (siehe GRDrs 469/2018) 

2. Im Kursaal Bad Cannstatt werden die notwendigen Maßnahmen zur Anpassung auf 
Barrierefreiheit durchgeführt. Hierfür sind einmalig 39.000 Euro im Haushalt einzustellen. 

3. Im Stadtmessungsamt wird der Haupteingang mit einer automatischen Türsteuerung 
nachgerüstet. Hierfür sind einmalig 10.000 Euro im Haushalt einzustellen. 

4. Für die barrierefreie Anpassung der öffentlich zugänglichen Toiletten, der Sitzungssäle, 
und der Brandschutztüren im Rathaus werden einmalig 30.000 Euro in den Haushalt 
eingestellt. 

5. Für die barrierefreie Nachrüstung von weiteren zwei Haltestellen der Stadtbahn werden 
zusätzlich und einmalig 270.000 Euro in den Haushalt eingestellt. 

 

Begründung: 

Siehe GRDrs 469/2018. 
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 Haushaltsantrag vom 18.10.2019 Nr.  

 
 Eingang bei L/OB:  
 Datum:  Uhrzeit:  
 Eingang bei: 10-2.1  
 Datum:  Uhrzeit:  
 
Haushaltsantrag  

Stadträtinnen/ Stadträte - Fraktion 
 
Die FrAKTION LINKE SÖS PIRATEN Tierschutzpartei 

Betreff 

Förderung von Release e.V. – Psychosoziale Betreuung von Substituierten und 
25-Prozent-Stelle für die Verwaltung für „Release Direkt“ in der 
Kriegsbergstraße 

 

Wir beantragen: 

1. eine Vollzeit-Fachkraftstelle für den Verein Release e.V. für die psychosoziale 
Betreuung von Substituierten Heroinabhängigen,  

2. 0,25 Verwaltungs-/Sekretariatsstelle für „Release Direkt“ in der Kriegsbergstraße 
für Telefondienst, Pflege von Datenbanken und des Dokumentationssystems, 
Organisation des Einkaufs, Postdienst, Prüfung von Arbeitszeitnachweisen und 
Protokollführung bei Sitzungen. (Die bestehende 50%-Stelle reicht für den 
gestiegenen Verwaltungsaufwand nicht mehr aus.) 

 

Begründung: 

Die institutionell geförderten Angebote der Beratungsstelle Release Direkt an den zwei 
Standorten in der Senefelderstraße 51 und der Kriegsbergstraße 40 umfassen  

 Beratung, Betreuung und Behandlung von Substituierten, inklusive Diamorphin-
substituierte der Schwerpunktpraxis für Suchtmedizin, Dr. Zsolnai,  

 die psychosoziale Beratung, Betreuung und Behandlung Substituierter in externen 
Stuttgarter Substitutionspraxen 

 Gruppenangebote, 
 Streetwork und 
 tagesstrukturierende Angebote am Standort Kriegsbergstraße 40, Café SUB und 

STAR. 

Die Beratungsstelle Release Direkt verfügt an beiden Standorten über 7,75 Fachkraftstellen 
und eine 0,5-Verwaltungskraftstelle, für die eine jährliche städtische Förderung gewährt wird. 
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beraten jährlich rund 600 Substituierte. Darin enthalten 
sind rund 120 Klient*innen in Diamorphinsubstitution. Darüber hinaus werden im Rahmen 
der durchgeführten Streetworkeinsätze jährlich über 900 Drogenkonsument*innen erreicht. 
Mit dem Bezug der Kriegsbergstraße 40 und dem Beginn der diamorphingestützten 
Substitutionsbehandlung am 01.06.2014 konnten unter den verbesserten räumlichen Bedin-
gungen tagesstrukturierende Angebote entwickelt und umgesetzt werden. 
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Zentrales Angebot dabei ist das Café SUB. Das Café-Angebot wird ausschließlich von den 
Patient*innen der Schwerpunktpraxis für Suchtmedizin, Dr. Zsolnai, bzw. von den 
Klient*innen von Release Direkt genutzt. Das Café ist an Werktagen von 7:45 bis 13:00Uhr 
und von Montag bis Donnerstag von 16:45 bis18:00Uhr geöffnet. Die Besucherinnen und 
Besucher können sich dort aufhalten, frühstücken und mehrmals in der Woche an einem 
günstigen Mittagstisch teilnehmen. Darüber hinaus stehen ihnen Computerarbeitsplätze, 
Zeitungen und ein Außenbereich zur Verfügung. Täglich stehen Sozialarbeiter*innen zur 
Beratung bei kurzfristigen Hilfebedarfen, zur Krisenintervention, zur Aufsicht und zur 
Anleitung des Thekenpersonals bereit. Das Café-Angebot täglich von 60 bis 80 Klientinnen 
und Klienten wahrgenommen. Der Betrieb des Cafés wurde von Beginn an mit 
bestehenden Fachkraftstellen ermöglicht. Mit dem kontinuierlichen Anstieg der 
Besucher*innen war es notwendig, Kapazitäten aus der Streetwork-Arbeit und der 
Einzelfallberatung in die Betreuung des Café-Betriebs umzuschichten. Dies erfolgte in 
Absprache mit der Suchthilfeplanung. Damit mussten die bisher zwei Mal in der Woche 
stattfindenden Streetworkeinsätze und ein monatlicher Abendeinsatz auf durchschnittlich 
einen Einsatz in der Woche reduziert werden. Mit der zusätzlich beantragten 
Fachkraftstelle soll die bestehende Unterbesetzung behoben, die reguläre Anzahl von 
wöchentlichen Streetwork-Einsätzen wieder ermöglicht sowie die Einzelfallberatung 
entlastet werden. Darüber hinaus ist geplant, das Café SUB auch an den Wochenenden, 
während der Substitutionsvergabezeiten zu öffnen. Für die Abdeckung der 
Wochenenddienste sollen Ehrenamtliche bzw. Peers (Betroffene) gewonnen werden. Diese 
müssen geschult und eingearbeitet sowie laufend begleitet werden. Ziel ist es, den 
Substituierten auch an den Wochenenden während der eingeschränkten Öffnungszeiten 
einen Aufenthaltsort anbieten zu können.  

Im Rahmen der Beratungen zum Doppelhaushalt 2018/2019 wurde die kommunale 
Förderung einer 50 %-Stelle zur Einrichtung eines Sekretariats für die Beratungsstelle 
Release Direkt beschlossen. Die Verwaltungskraft übernimmt u. a. den Telefondienst, pflegt 
Datenbanken und das Dokumentationssystem, organisiert und wickelt den Einkauf ab, 
übernimmt den Postdienst, die Prüfung von Arbeitszeitnachweisen und hat die 
Protokollführung bei Sitzungen inne. Laut Release Stuttgart e. V. ist der 
Verwaltungsaufwand weiter angestiegen, weshalb eine Erhöhung der 
Verwaltungskraftstelle um eine 0,25-Stelle notwendig ist. Aus sozialplanerischer Sicht ist 
die kommunale Förderung einer zusätzlichen Fach-und Verwaltungskraft zur Verbesserung 
des tagesstrukturierenden Angebots Café SUB erforderlich. Für die beantragte 1,0 
zusätzliche Fachkraftstelle (Café SUB) und eine 0,25-Stelle einer Verwaltungskraft errechnet 
sich, ausgehend von 2% TVöD-Erhöhung, für die künftige städtische Förderung ein Bedarf 
von 76.000 EUR im Jahr 2020 und 78.000 EUR für das Jahr 2021. 
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 Haushaltsantrag vom 18.10.2019 Nr.  

 
 Eingang bei L/OB:  
 Datum:  Uhrzeit:  
 Eingang bei: 10-2.1  
 Datum:  Uhrzeit:  
 
Haushaltsantrag  

Stadträtinnen/ Stadträte - Fraktion 
 
Die FrAKTION LINKE SÖS PIRATEN Tierschutzpartei 

Betreff 

Vier Vollzeit-Stellen für den Ausbau der Gerontopsychiatrischen Dienste 

 

Wir beantragen: 

1. Vier Fachkraft-Vollzeitstellen für den weiteren Ausbau der Gerontopsychiatrischen 
Dienste, d.h. für 2020 eine Summe in Höhe von 270.000 Euro und für 2021 in Höhe 
von 275.000 Euro. 

Begründung: 

Die Herausforderungen der soziodemographischen Alterung nehmen beständig zu. Die 
Landeshauptstadt Stuttgart wird bis Ende des nächsten Jahrzehnts so viele Einwohner*innen 
haben wie noch nie. 2025 werden es voraussichtlich 650.000 Einwohner*innen sein. Ein 
besonders hoher Anstieg in der Bevölkerungsgruppe der 65-bis 79-jährigen (+ 13%) sowie 
bei den Hochaltrigen (80 Jahre und älter, + 37%) zeichnet sich ab. Im Zuge dieser 
Entwicklung wird nicht nur die Zahl älterer Patienten in den Krankenhäusern ansteigen, 
sondern parallel dazu auch die Prävalenz altersassoziierter Erkrankungen. Außerdem rücken 
die Belange älterer Menschen mit Migrationshintergrund stetig in den Fokus. (ausführlich in 
GRDrs 257/19) 

Vor diesem Hintergrund beantragen die Träger der Gemeindepsychiatrischen Zentren der 
Landeshauptstadt Stuttgart(GPZ)den Ausbau der Gerontopsychiatrischen Dienste um 
insgesamt 4 Fachkraftstellen (pro GPZ 0,5 Fachkraftstellen). Sozialplanerisch wird die 
Bedarfseinschätzung der Aufstockung unterstützt und empfohlen. Die Ausweitung der 
Fachkraftstellen zielt darauf ab, gerontopsychiatrisch erkrankten Menschen und ihren 
Angehörigen in Stuttgart weiterhin das Angebot der GerBera in ausreichendem Maße zur 
Verfügung zu stellen. 

Die überwiegende Mehrzahl der Älteren wünscht, möglichst lange selbständig oder mit 
externer Unterstützung in der eigenen Wohnung zu leben. Angesichts des Mangels an 
Pflegeplätzen in der Stadt Stuttgart, wird die Unterstützung durch die gerontopsychiatrischen 
Dienste somit immer bedeutsamer. Gerontopsychiatrisch erkrankte Klientinnen und Klienten 
können dann länger in der eigenen Häuslichkeit verbleiben und somit wird ihre 
Lebenslage insgesamt verbessert. 
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 Haushaltsantrag vom 18.10.2019 Nr.  

 
 Eingang bei L/OB:  
 Datum:  Uhrzeit:  
 Eingang bei: 10-2.1  
 Datum:  Uhrzeit:  
 
Haushaltsantrag  

Stadträtinnen/ Stadträte - Fraktion 
 
Die FrAKTION LINKE SÖS PIRATEN Tierschutzpartei 

Betreff 

Prävention im Bereich Essstörungen für ABAS e.V. (Anlauf- und Fachstelle bei 
Essstörungen, GesundheitsLaden e.V.) und  
60%-Verwaltungskraft für GesundheitsLaden 

 

Wir beantragen: 

1. Eine zusätzliche 0,5-Fachkraftstelle für den Ausbau des Beratungsangebots im 
Rahmen der Stärkung des Präventionsangebots der Anlaufstelle bei Essstörungen 
(ABAS) des GesundheitsLadens e.V.. Das entspricht einem finanziellen Mittelbedarf 
für die beiden Haushaltsjahre 2020/21 in Höhe von 64.000 Euro (inkl. Sachkosten) 

2. Förderung einer Verwaltungskraft (60%) für den GesundheitsLaden e.V. (TVöD EG 
8). 

 

Begründung:  

Essstörungen gehören zu den häufigsten psychosomatischen Erkrankungen. Über alle 
Essstörungen hinweg sind Mädchen bzw. Frauen deutlich häufiger betroffen als Jungen bzw. 
Männer. Experten schätzen, dass – über die gesamte Lebensspanne betrachtet -10 bis 20 
von 1.000 Frauen von Essstörungen betroffen sind (Lebenszeitprävalenz). Die Zahl der 
Betroffenen stieg bundesweit zwischen 2014 und 2018 um etwa 13 Prozent. Die Dunkelziffer 
dürfte aber noch um ein Vielfaches höher liegen. Prävention im Sinne einer frühzeitigen 
Beratung und Betreuung ist wesentlich für eine erfolgreiche Therapie und sollte deshalb 
zeitnah erfolgen. Die Anlaufstelle bei Essstörungen in Stuttgart ABAS, unter der Trägerschaft 
des GesundheitsLadens e.V. hat einen wichtigen Platz in der Stuttgarter Versorgungsstruktur 
eingenommen. ABAS bietet Menschen mit Essstörungen durch kompetente Beratung und 
multidisziplinäre Therapie Hilfe an. Durch großes Engagement ist es ABAS gelungen, das 
Thema Essstörungen in Stuttgart mehr in das gesellschaftliche Bewusstsein zu rücken. (s. 
GRDrs 414/19) 

Der Antrag auf städtische Förderung wird vom Sozialamt aus sozialplanerischer Sicht in der 
beantragten Höhe befürwortet. Der GesundheitsLaden e.V. ist für diese Aufgabe als Träger 
sehr gut geeignet:  

 ABAS trägt dazu bei, einer weiteren Ausweitung essgestörten Verhaltens frühzeitig 
entgegen zu wirken. 

 Eine notwendige Implementierung der Prävention von Essstörungen als 
Querschnittsthema in der LHS wird vorangetrieben. 
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 Strukturen und Zugangswege für Endadressatinnen und Endadressaten aller 
Altersstufen werden ausgebaut, die einen Zugang zum Thema und geeigneten Hilfen 
erleichtern.  

 Das Thema Essstörungen wird nachhaltig in bestehende Strukturen und Netzwerke 
verankert. 

 Multiplikatorinnen und Multiplikatoren werden nachhaltig für die komplexen 
Hintergründe und Erscheinungsformen von Essstörungen in allen Altersstufen 
sensibilisiert. 

Die Ausweitung der Personalausstattung im Bereich Prävention wird aus sozialplanerischer 
Perspektive als bedarfsgerechtes und erforderliches Angebot im Rahmen der Arbeit von 
ABAS empfohlen.  

 

Begründung zu 60%-Stelle für Verwaltungskraft des GesundheitsLadens  

Der Gesundheitsladen e.V. ist ein Verein zur Gesundheitsförderung und seit 1990 in 
Stuttgart tätig. Die Aufgabe des GesundheitsLadens e.V. ist die Entwicklung, Planung und 
Durchführung jugendspezifischer sowie geschlechtsbezogener Maßnahmen zur 
Gesundheitsförderung und sexuellen Bildung sowie die Information und Beratung zu 
Gesundheitsstörungen. Der Verein unterhält die Einrichtungen Mädchengesundheitsladen, 
Jungen im Blick (Förderung über das Jugendamt) und ABAS – Anlauf- und Fachstelle zum 
Thema Essstörungen (Förderung über das Sozialamt). Der GesundheitsLaden e.V. führt 
eine eigenständige Kinder- und Jugendarbeit gemäß des 8. Buches des Sozialgesetzbuches 
(SGB VIII) durch, erfüllt Aufgaben der außerschulischen Jugendbildung und erbringt 
Leistungen im Rahmen der Suchthilfe. Die drei Einrichtungen werden insgesamt mit 6,55 
Fachkraftstellen durch die Stadt Stuttgart gefördert, (Mädchengesundheitsladen 3,15 
Personalstellen, Jungen im Blick 2,15 Personalstellen, ABAS 1,25 Personalstellen). Mit den 
vielfältigen Angeboten hatte der Verein im vergangen Jahr 2018 insgesamt 8.562 Kontakte 
zu Mädchen* und Jungen* sowie Frauen* und Männern* und leisten damit einen wichtigen 
Beitrag zur Gesundheitsförderung in Stuttgart.  

Ein Verein dieser Größe hat eine Vielzahl von Verwaltungsaufgaben zu bewerkstelligen, wie 
z.B. Finanzverwaltung, Buchhaltung, Rechnungswesen und Kostenmanagement, 
Zahlungsverkehr, Bürotätigkeiten, Telefondienste, Öffentlichkeitsarbeit und IT–
Verantwortung etc.. 

Für diese Aufgaben ist eine Verwaltungskraft (Master der Sozialwirtschaft) im 
Gesundheitsladen e.V. beschäftigt, die der Gesundheitsladen e.V. bislang komplett aus 
Eigenmitteln finanziert. Dies stellt für den Verein eine große finanzielle Belastung dar, da 
diese Mittel jedes Jahr neu erwirtschaftet werden müssen. Dies ist in vielerlei Hinsicht keine 
tragfähige und stabile Situation. 
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 Haushaltsantrag vom 18.10.2019 Nr.  

 
 Eingang bei L/OB:  
 Datum:  Uhrzeit:  
 Eingang bei: 10-2.1  
 Datum:  Uhrzeit:  
 
Haushaltsantrag  

Stadträtinnen/ Stadträte - Fraktion 
 
Die FrAKTION LINKE SÖS PIRATEN Tierschutzpartei 

Betreff 

Ausbau der Versorgungsstruktur chronisch mehrfach beeinträchtigter 
Abhängigkeitskranker (CMBA) über das gesamte Stadtgebiet  

 

Wir beantragen: 

Die Stadt Stuttgart schließt räumliche Angebotslücken bei der Versorgung chronisch 
mehrfach beeinträchtigter Abhängigkeitskranker (CMBA) durch die Finanzierung von 
233.000 Euro im Haushaltsjahr 2020 und 238.000 Euro im Jahr 2021 für  

1. 3,5 zusätzliche Fachkraftstellen (1,0 Fachkraftstelle für die Suchtberatungsstelle des 
Caritasverbands für Stuttgart e.V., 2,5 Fachkraftstellen für die Suchtberatungsstelle 
Evangelische Gesellschaft Stuttgart e.V.) sowie  

2. Mietkosten für 52,5 m2 zusätzlichen Raum für diese Arbeitsplätze. 

 

Begründung: 

Die Sozialverwaltung unterstützt die vorgeschlagene Weiterentwicklung der CMBA-
Versorgungsstruktur. Träger der Suchthilfe, Wohnungsnotfallhilfe und Sozialpsychiatrie 
haben ein Konzept zur ambulanten Versorgung von chronisch mehrfach beeinträchtigten 
Abhängigkeitskranken (CMBA) in Stuttgart erarbeitet und setzen dies erfolgreich um.  

Im Rahmen der Betreuung gelingt es, den Betroffenen nachhaltige und stabilisierende Hilfen 
zukommen zu lassen. Diese sind u. a. Beratung und Unterstützung in Bezug auf die 
Suchtproblematik selbst, die somatischen Folgeerkrankungen, Hilfen in der Bewältigung von 
finanziellen Problemen und in der Wiedererlangung einer stabilisierenden Tagesstruktur. 

Die beteiligten Träger sind: 

 Caritasverband für Stuttgart e. V.  
 Klinikum Stuttgart 
 Lagaya e. V.  
 Evangelische Gesellschaft Stuttgart e.V. 

Gemäß dem besonderen Hilfebedarf der Zielgruppe wurden im ersten Schritt spezifische 
Versorgungsstrukturen aufgebaut, so dass es eine suchtspezifische und sozialpsychiatrische 
Versorgung für die von den Fachberatungsstellen der Wohnungsnotfallhilfe erreichten 
chronisch mehrfach beeinträchtigten Abhängigkeitskranken gibt.  
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Die ambulanten Versorgungsangebote für chronisch mehrfach beeinträchtigte 
Abhängigkeitskranke wurden stetig weiterentwickelt werden, nachdem die fortlaufend 
durchgeführte Dokumentation bzw. Evaluation gezeigt haben, dass die sehr schwer 
erreichbare Zielgruppe mit dem Angebot erreicht wird.  

Es folgte durch Einbeziehung der beiden Fachberatungsstellen Zentrale Frauenberatung und 
Fachberatungsstelle für Straffällige mit den beiden Trägern Lagaya e. V. und Evangelische 
Gesellschaft Stuttgart e.V. die Ausweitung der Versorgung auf wohnungslose, mehrfach 
beeinträchtige und suchtabhängige Frauen und Straffällige. 

Seit Mai 2018 werden in zwei Regionen durch den Caritasverband für Stuttgart e. V. 
(Stadtbezirke Mitte, Süd und Nord) und durch das Klinikum (Stadtbezirke Ost, Wangen, 
Hedelfingen, Unter-und Obertürkheim) mit sozialräumlichen und aufsuchenden Ansätzen für 
die oftmals schwer zugängliche Zielgruppe der chronisch mehrfach beeinträchtigen 
Abhängigkeitskranken notwendige Hilfen und Unterstützung angeboten. 

Als dritter Schritt soll nun das Angebot in drei weiteren Regionen angeboten werden, 
um damit das gesamte Stadtgebiet zu erreichen. Daher werden für drei Regionen 
zusätzliche Fachkraftstellen für die aufsuchenden, sozialräumlichen Hilfen für CMBA wie 
auch die Beratung und Fallarbeit von CMBA in den regionalen Fachberatungsstellen der 
Wohnungsnotfallhilfen benötigt: 

 Für die Region II mit den Stadtbezirken Nord, Bad Cannstatt, Münster und 
Mühlhausen wird ab dem Jahr 2020 zusätzlich 1,0 Fachkraftstelle für die 
Suchtberatungsstelle des Caritasverbands für Stuttgart e.V. benötigt. 

 Für die Region III mit den Stadtbezirken Weilimdorf, Feuerbach, Zuffenhausen und 
Stammheim benötigt die Suchtberatungsstelle der Evangelischen Gesellschaft 
Stuttgart e. V. ab dem Jahr 2020 zusätzlich 1,5 Fachkraftstellen. 

 Für die Region V mit den Stadtbezirken Vaihingen, Degerloch, Möhringen, Birkach 
und Plieningen benötigt die Suchtberatungsstelle der Evangelischen Gesellschaft 
Stuttgart e.V. zusätzlich 1,0 Fachkraftstelle. 

Für die Region I mit den Stadtbezirken Sillenbuch, Ober- und Untertürkheim, Hedelfingen 
und Wangen sowie Ost erfolgt die Versorgung mit den bestehenden 1,5 Fachkraftstellen der 
Suchtberatungsstelle des Klinikums Stuttgart. 

Ebenso kann die Region IV mit den Stadtbezirken West, Botnang, Süd und Mitte, mit den 
bestehenden 1,5 Fachkraftstellen bei der Suchtberatungsstelle des Caritasverbands für 
Stuttgart e. V. versorgt werden. 

Zur besseren Übersicht über die regionale Struktur des Vorhabens und zur Verortung des 
Stellenbedarfs ist diesem Antrag auf Seite 3 die Anlage 1 zur GRDrs 183/2019 beigefügt. 
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 Haushaltsantrag vom 18.10.2019 Nr.  

 
 Eingang bei L/OB:  
 Datum:  Uhrzeit:  
 Eingang bei: 10-2.1  
 Datum:  Uhrzeit:  
 
Haushaltsantrag  

Stadträtinnen/ Stadträte - Fraktion 
 
Die FrAKTION LINKE SÖS PIRATEN Tierschutzpartei 

Betreff 

Genesungsbegleiter*innen in Gemeindepsychiatrischen Zentren auf Minijob-
Basis einstellen 

 

Wir beantragen: 

 Ein Budget für die Gemeindepsychiatrischen Zentren des Gemeindepsychiatrischen 
Verbunds (GPV) in Höhe von 43.000 EUR jährlich für die Einstellung von 
Genesungsbegleiter*innen/-innen (z.B. Ex-In Absolventen)  

 

Begründung: 

Die Beteiligung von Psychiatrie-Erfahrenen an der Ausgestaltung der sozialpsychiatrischen 
Hilfen wird zunehmend ein wichtiger Bestandteil der Angebote der Gemeindepsychiatrischen 
Hilfen und auch der Gemeindepsychiatrischen Zentren(GPZ). 
Partizipation von Betroffenen ist ein zunehmend wichtiges Thema. 
Genesungsbegleiter*innen können in klinischen und außerklinischen Bereichen der 
Psychiatrie die Qualität verbessern. Ihre Erfahrungen schaffen einen Zugang zu Menschen 
in ähnlichen Situationen, der von Fachkräften nicht immer hergestellt werden kann. Schon 
allein dadurch, dass die Genesungsbegleiter*innen in der Lage sind, als Berater*in, 
Begleiter*in oder Fürsprecher*in zu arbeiten, vermitteln sie Menschen in psychischen Krisen 
das Gefühl, dass „man es schaffen kann“.  

Die Träger der 8 Gemeindepsychiatrischen Zentren Stuttgart (GPZ) beantragen vor diesem 
Hintergrund die Förderung von acht Stellen als Genesungsbegleiter*innen*innen auf Basis 
eines Minijobs (mtl. 450 EUR).  

Sozialplanerisch wird der Einsatz von Genesungsbegleiter*innen in Sozialpsychiatrischen 
Diensten(SpDi), Tagesstätten und bei Beschäftigungsangeboten befürwortet. Als Wirkung 
dieser Maßnahme wird erwartet, dass ein besserer Zugang zu Klient*innen erfolgt, 
Klient*innen Mut schöpfen, sich zu engagieren und eine Kultur des Miteinanders in den 
Teams gestärkt wird. Dadurch ändert sich sowohl die Lebenslage der 
Genesungsbegleiter*innen wie auch der GPZ-Besucher*innen. Die Förderung dieses 
Angebots soll zunächst begrenzt auf 4 Jahre erfolgen. Über einen Zeitraum von 3 Jahren soll 
evaluiert werden, welche Auswirkungen die Beschäftigung von Genesungsbegleiter*innen 
auf die Klient*innen, das Team und die Genesungsbegleiter*innen selbst haben und welche 
Perspektiven sich daraus ergeben. Im 4. Jahr kann im Gemeinderat über die Ergebnisse der 
Evaluation beraten werden.  
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Das Jobcenter kann in Einzelfällen für die Beschäftigung von SGBII-Leistungsbezieher*innen 
Lohnkostenzuschüsse gewähren. Bei dem in Frage kommenden Personenkreis wird das nur 
in wenigen Ausnahmefällen möglich sein. Daher ist die städtische Mitfinanzierung i. H. von 
450EUR/Monat pro Genesungsbegleiter*innen erforderlich. Sofern in Einzelfällen ein 
entsprechender Lohnkostenzuschuss erzielbar ist, entfällt gemäß dem Subsidiaritätsprinzip 
die o.g. städtische Förderung. Sollte das Jobcenter die Lohnkosten für diese Stellen nicht 
bezuschussen können, errechnet sich insgesamt ein jährlicher Mittelbedarf von 43.200EUR 
für 8 Minijob-Stellen. 
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 Haushaltsantrag vom 18.10.2019 Nr.  

 
 Eingang bei L/OB:  
 Datum:  Uhrzeit:  
 Eingang bei: 10-2.1  
 Datum:  Uhrzeit:  
 
Haushaltsantrag  

Stadträtinnen/ Stadträte - Fraktion 
 
Die FrAKTION LINKE SÖS PIRATEN Tierschutzpartei 

Betreff 

Förderung einer Kontaktstelle zur beruflichen Beratung und Erprobung für 
psychisch erkrankte Menschen im Rehabilitationszentrum Rudolf-Sophien-Stift 
(RRSS) 

 

Wir beantragen: 

1. Die Förderung einer 100 %-Fachkraftstelle (Eingruppierung S 8b) und 
Stellenanteile im Umfang von jeweils 10 % für Leitungs- sowie für 
Verwaltungsaufgaben beim Rehabilitationszentrum Rudolf-Sophien-Stift 
(RRSS), um eine Kontaktstelle zur beruflichen Beratung und Erprobung für psychisch 
erkrankte Menschen zu schaffen (Finanzbedarf im Haushaltsjahr 2020: 65.000 EUR 
und für 2021: 66.000 EUR; s.a. GRDrs 273/2019) 

 

Begründung: 

Die Kontaktstelle soll psychisch Kranken Teilhabe an Arbeit und Beschäftigung gewähren, 
um die unfreiwillige berufliche Exklusion durch Beratung und Unterstützung – ohne Druck 
oder gar Sanktionierungsmaßnahmen – mittel- und langfristig zu beenden.  

Das bereits hoch differenzierte System von Arbeitsangeboten für psychisch erkrankte 
Menschen in der Landeshauptstadt Stuttgart hat zum Ziel, den völligen Verlust der 
Arbeitsfähigkeiten zu verhindern, vorhandene Ressourcen zu stützen und nach Möglichkeit 
auszubauen. Es ist allerdings häufig sehr schwierig für Betroffene die für sie passende 
Institution und Maßnahme zu finden. 

Die Abklärung der Leistungsfähigkeit mit Blick auf den allgemeinen Arbeitsmarkt ist bei 
psychisch kranken Menschen oftmals langwierig und schwierig, zumal krankheitsbedingt 
große Schwankungen auftreten können. Gesplittete Zuständigkeiten, unterschiedliche 
Zugangsvoraussetzungen zu Maßnahmen der Rehabilitation, Qualifizierung und 
Beschäftigung im Zweiten und Dritten Sozialgesetzbuch (SGB II und III) sowie 
Anforderungen unterschiedlicher Kostenträger machen die Lage oftmals unübersichtlich. 

Es soll daher mit der Kontaktstelle eine niederschwellige Clearing- und Beratungsstelle 
geschaffen werden, die offen für alle Stuttgarter Einwohnerinnen und Einwohner mit 
psychischer Erkrankung ist. 

Die Klientinnen und Klienten werden zunächst neutral bezüglich ihrer beruflichen Wünsche 
und Ziele beraten. Anschließend erfolgt – in Abhängigkeit von den individuellen psychischen 
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und physischen Voraussetzungen - eine Erprobung ihrer Fähigkeiten in Betrieben auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt oder in geschützten Arbeitsmöglichkeiten. Die Dauer kann 
zwischen 3 und 6 Monaten betragen. Die Beratung, die Phase der Erprobung und die 
anschließende Weitervermittlung in weitere Angebote wird von einer Fachkraft übernommen. 

Die Betroffenen entwickeln durch das berufliche Weiterkommen Stabilität und werden in ihrer 
Eigenständigkeit gestärkt. Hierdurch verbessert sich die Lebenssituation der Betroffenen 
nachhaltig. 

Die Förderung der Kontaktstelle, die weiterführende berufliche Trainings- und 
Arbeitsangebote vermittelt, wird in Hinblick auf soziale und berufliche Teilhabe 
sozialplanerisch befürwortet. 

Das Jobcenter bestätigt den Bedarf für ein niedrigschwelliges Angebot für 
Leistungsberechtigte mit psychischen Belastungen und befürwortet die Einrichtung der 
angestrebten Kontaktstelle. Der Beratungsauftrag des Jobcenters schließt auch die 
psychisch kranken Arbeitsuchenden mit ein. Allerdings ist der Zugang zum Jobcenter durch 
Vorgaben des Bundes stark formalisiert und stellt regelmäßig eine Überforderung für den 
beschriebenen Personenkreis dar. Das Jobcenter geht davon aus, dass die Kontaktstelle 
einen Beitrag zur Vermittlung in weitergehende Angebote leisten wird. 

 

Eine institutionelle Förderung der Kontaktstelle durch das Jobcenter ist gesetzlich 
ausgeschlossen. Eine Einzelförderung oder eine Zuweisung von psychisch kranken 
Leistungsberechtigten in eine Vergabe-Maßnahme ist theoretisch möglich, doch durch die 
aus hoher Formalisierung bedingte Überforderung wird der entsprechende Zugang für sie 
nicht zu organisieren sein.  
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 Haushaltsantrag vom 18.10.2019 Nr.  

 
 Eingang bei L/OB:  
 Datum:  Uhrzeit:  
 Eingang bei: 10-2.1  
 Datum:  Uhrzeit:  
 
Haushaltsantrag  

Stadträtinnen/ Stadträte - Fraktion 
 
Die FrAKTION LINKE SÖS PIRATEN Tierschutzpartei 

Betreff 

Zuschusserhöhung für StadtSeniorenRat Stuttgart e. V. 

 

Wir beantragen: 

1. 0,5 Stelle für eine Verwaltungsfachkraftstelle zum weiteren Ausbau der 
Interessensvertretung im gesamtem Stadtgebiet (GRDrs 368/2019) 
Für die städtische Förderung der beantragten Stelle wären Mittel in Höhe von 33.000 
EUR im Jahr 2020 und 34.000 EUR ab 2021 (inkl. 2 % TVöD-Erhöhung) erforderlich. 

Begründung: 

Die Landeshauptstadt Stuttgart fördert den StadtSeniorenRat Stuttgart e. V. seit dessen 
Gründung im Jahr 1992. Dem „Seniorenrat der Landeshauptstadt Stuttgart“ wurde mit der 
städtischen Förderung auch die Anerkennung des Vereins als Interessenvertretung der 
älteren Generation zuerkannt. Zuletzt wurde über die Arbeit des StadtSeniorenRats Stuttgart 
e. V. mit GRDrs 1089/2019 „StadtSeniorenRat Stuttgart e. V. und Beschwerdestelle für 
Probleme in der Altenpflege, Bericht 2018“ informiert. Aufgrund der zusätzlich 
bereitgestellten Mittel in den Doppelhaushalten 2016/2017 (+ 22.000 EUR für die Arbeit in 
den Stadtbezirken) und 2018/2019 (+ 28.000 EUR für 0,5 Stellen Verwaltungskraft) konnte 
der StadtSeniorenRat Stuttgart e. V. seine Aktivitäten ausweiten. Er hat seit dem 01.04.2018 
eine Verwaltungskraft für die Geschäftsstelle im Umfang von 0,5 Stellen beschäftigt.  

Es hat sich gezeigt, dass für die Verwaltung der Geschäftsstelle des StadtSeniorenRats 
Stuttgart e. V. und die Steuerung der Arbeit der Delegierten in den Stadtbezirken die 0,5 
Stelle in der Verwaltung nicht ausreicht. 

Die Sozialverwaltung kann den Bedarf für eine 100 %-Verwaltungsfachkraft für die 
Geschäftsstelle des StadtSeniorenRats Stuttgart e. V. nachvollziehen. Die Stellenerhöhung 
erscheint erforderlich und geeignet, um die Aktivitäten der Delegierten in den einzelnen 
Stadtbezirken auskömmlich und stringent zu steuern und damit dazu beizutragen, dass die 
Anliegen älterer Menschen in allen Stadtbezirken möglichst weiterverfolgt werden.  
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 Haushaltsantrag vom 18.10.2019 Nr.  

 
 Eingang bei L/OB:  
 Datum:  Uhrzeit:  
 Eingang bei: 10-2.1  
 Datum:  Uhrzeit:  
 
Haushaltsantrag  

Stadträtinnen/ Stadträte - Fraktion 
 
Die FrAKTION LINKE SÖS PIRATEN Tierschutzpartei 

Betreff 

Vollzeitstelle zur Prüfung und Gestaltung von Software auf Barrierearmut  

 

Wir beantragen: 

1. Eine Vollzeit-Stelle in EG 8 bei Amt 10 (10-4), Stellenplannr. 940 

 

Begründung: 

Neue Herausforderungen in der Personalgewinnung und -erhaltung (s.a. GRDrs 
187/2019) benötigen eine Vielzahl an Aktivitäten. Sowohl das 
Behindertengleichstellungsgesetz wie auch die Personalnot der Stadt Stuttgart 
erfordern, dass Barrieren zur Einstellung von Menschen mit Handicap reduziert 
werden. Das Landes-Behindertengleichstellungsgesetz stellt zudem fest: „Eine 
Vielzahl der Programme und viele öffentliche Angebote können von Menschen mit 
Einschränkungen nur unzureichend genutzt werden.“ Auch die Landeshauptstadt 
Stuttgart ist als Herausgeberin von medialen Angeboten und als Arbeitgeberin 
gefordert, barrierearme bzw. barrierefreie Online-Zugänge anzubieten. Es muss 
sowohl barrierefreie Software für Behinderte am Arbeitsplatz entwickelt und 
eingesetzt werden, wie auch Webangebote und Apps für externe Nutzer*innen 
angeboten werden. 

Die Stadt hat einen sehr qualifizierten Mitarbeiter, der als erster blinder 
Auszubildender seine Ausbildung bei der Stadt absolviert und abgeschlossen hat. Er 
hat bereits hervorragende Arbeit bei der Prüfung von Software auf Barrierearmut 
geleistet und formulierte konkrete Anforderungen für die Gestaltung von barrierefreier 
Software. Es gibt bisher keine explizite Funktion bzw. kein standardisiertes 
Testverfahren, die die Prüfung von Software auf Barrierearmut vornimmt bzw. 
entsprechende Anforderungen für die Gestaltung einer barrierefreien Software 
formuliert. Dies sollte, auch im Hinblick auf die zunehmende Digitalisierung, bei der 
zentralen IT im Haupt- und Personalamt schnellstmöglich eingerichtet werden. Von 
dort würde dann auch eine Beratung der anderen IT-beschaffenden Stellen bei der 
Landeshauptstadt erfolgen. 
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Die Bedarfe werden auch in der derzeit von SI-BB vorbereiteten Vorlage 
„Inklusionspaket 2.0“ aufgegriffen. Leider wurde aus beiden Vorlagen eine Stelle 
dafür im Entwurfsstadium gestrichen. 

Diese Stelle soll dem ersten blinden Auszubildender der Stadt übertragen werden. Er 
ist sowohl auf Grund seines Wissens und seiner Erfahrung wie auch seiner 
Behinderung dafür prädestiniert. 
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 Haushaltsantrag vom 18.10.2019 Nr.  

 
 Eingang bei L/OB:  
 Datum:  Uhrzeit:  
 Eingang bei: 10-2.1  
 Datum:  Uhrzeit:  
 
Haushaltsantrag  

Stadträtinnen/ Stadträte - Fraktion 
 
Die FrAKTION LINKE SÖS PIRATEN Tierschutzpartei 

Betreff 

Mietkosten für die Beratungsstelle Stuttgart der Verbraucherzentrale Baden-
Württemberg e.V. übernehmen 

 

Wir beantragen: 

1. Die Wiederaufnahme der Förderung der Beratungsstelle Stuttgart der 
Verbraucherzentrale Baden-Württemberg durch die Stadt Stuttgart in jährlicher Höhe 
von 40.000 EUR für die Mietkosten. 
 

Begründung: 

Die Verbraucherzentrale Baden-Württemberg e.V. ist mit ihrer Beratungsstelle in der 
Paulinenstraße 47 ein wichtiger Anlaufpunkt für ratsuchende Verbraucher*innen in Stuttgart. 
Sie betreibt Verbraucheraufklärung mit einem breiten Informations-, Bildungs- und 
Beratungsangebot inzwischen weit über Konsumprodukte hinausgehend, da auch 
spezialisiertes Wissen zu Gesetzgebung und Rechtsprechung zum Verbraucherschutz 
abgefragt wird. So bietet die Beratungsstelle Stuttgart auch Fach- und Rechtsberatung zu 
den Themen Mietrechtliche Erstberatung in Kooperation mit dem Mieterverein an, ebenso 
zum Thema Altersvorsorge, Banken, Kredite, Bauen, Energie und Energieeinsparberatung 
u.v.a.m. Die Beratungsangebote ergänzen und verknüpfen viele der sozialen 
Beratungsangebote, z.B. der Schuldnerberatung und des Sozialamts. 

Die Beratungsstelle wurde für viele Jahre bis 2012 von der Stadt Stuttgart gefördert. 
Kommunen sind ein wichtiger Bestandteil der Finanzierung der Verbraucherzentrale neben 
der Förderung durch das Land. Mit der derzeitigen finanziellen Ausstattung ist das 
Beratungsangebot in der Paulinenstraße nur noch bis Ende 2019 aufrechtzuerhalten. Daher 
drohen Personalabbau und Reduzierung der Beratungs- und Öffnungszeiten. 

 
 


